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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Herbst 2002 bei der rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation eingereicht. 
Wichtige Literatur und vor allem Rechtsentwicklungen im Ausland wurden 
bis August 2003 berücksichtigt. 

Dieses Buch hat das Ziel, eine erste und ausführliche Analyse des neu-
en, seit 1.8.2001 geltenden Art. 17b EGBGB zu geben. Es will Problem-
stellen aufzeigen und Lösungswege präsentieren. Neben einer rechtswis-
senschaftlichen Betrachtungsweise ist das Buch darauf ausgerichtet, auch 
für die Praxis unmittelbar verwertbare Ausführungen zu bieten. 

Meinem verehrten Lehrer und Doktorvater, Herrn Professor Dr. Heinz-
Peter Mansel, danke ich herzlichst für die Förderung und das Wohlwollen, 
das er mir nicht nur in meiner Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
seinem Lehrstuhl in Köln entgegengebracht hat. Er stand mir als Diskussi-
onspartner stets zur Verfügung und hat das Fortkommen der Arbeit mit 
großer Überzeugung unterstützt. In jeder Phase der Arbeit genoß ich eine 
intensive Betreuung, bekam wertvolle Ratschläge und Hinweise, wobei 
mein rechtswissenschaftlicher Spielraum niemals eingeschränkt wurde. 
Darüber hinaus durfte ich an seinem Lehrstuhl als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter vielfaltige Tätigkeiten wahrnehmen. Trotz des Arbeitsaufkommens 
hatte mein Doktorvater stets ein Auge darauf, daß mir genügend Zeit 
verblieb, die Arbeit in dem gesetzten Zeitrahmen fertig zu stellen. 

Herrn Professor Dr. Jürgen F. Baur danke ich für die zeitnahe Erstellung 
des Zweitgutachtens. 

Dem Max-Planck-Institut bin ich sehr verbunden für die Aufnahme in 
diese Schriftenreihe. 

Danken möchte ich auch Herrn Christian Clingen, Frau Nina Klapperich, 
Herrn Alexander Thiem für die Hilfe beim Korrekturlesen. Ein besonderes 
Lob geht an Herrn Oliver Gönner, der mir über den ganzen Zeitraum der Er-
stellung der Arbeit im Hinblick auf PC und Technik mit Rat und Tat zur Seite 
stand. Verbunden bin ich des weiteren Herrn Marc Roloff für die wertvolle 
Hilfe bei den Formatierungsarbeiten. Ebenfalls bedanke ich mich bei allen 
Freunden im Institut für manch anregende Diskussion. 

Last but not least bedanke ich mich ganz besonders bei meinen Eltern 
und meiner Frau. Meine Eltern haben mir letztlich den Gang der Ausbil-
dung erst ermöglicht und mich immer in meinem Fortkommen inner- und 
außerhalb der Universität unterstützt. Meine Frau hat mich ebenfalls -
trotz eigenem Prüfungsstreß im Rahmen der Großen Staatsprüfung für 
Vermessungs- und Liegenschaftswesen und beginnendem Berufsleben -
nie im Stich gelassen. Ihr gebührt meine ganze Liebe. 

Neuhäusel, im August 2003 Meinhard Forkert 
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Grundlagen 





§ 1 Ausgangslage 

A. Gesetzesgeschichte 

In den letzten Jahren kam die Gesetzgebung in vielen Staaten nicht 
mehr umhin, sich mit der Problematik der nichtehelichen Lebensgemein-
schaft zu beschäftigen. Immer mehr europäische Gesetzgeber entschieden 
sich dafür, neben der Ehe weitere Rechtsformen des Zusammenlebens zu 
schaffen. Der europäische Trend zur Verrechtlichung1 und Formalisierung 
der nichtehelichen Lebensgemeinschaft hat auch vor Deutschland nicht 
Halt gemacht. Der Gesetzgeber ist nach schwierigen politischen Verhand-
lungen und einer breiten gesellschaftlichen Diskussion tätig geworden und 
hat das „Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtli-
cher Gemeinschaften: Lebenspartnerschaften (LPartDisBG)"2 verabschie-
det. Im Laufe der parlamentarischen Auseinandersetzung ist das ursprüng-
lich einheitliche Gesetzesvorhaben3 in zwei Gesetze aufgespalten worden, 
wobei diejenigen Bestimmungen, die nach Auffassung der Bundestags-
mehrheit der Zustimmung des Bundesrates bedurften, in einem Lebens-
partnerschaftsgesetzergänzungsgesetz (LPartGErgG)4 zusammengefaßt 
worden sind. Das LPartDisBG, das die Kemregelungen der Reform ent-
hielt, bedurfte dagegen nicht der Zustimmung. 

Dieser zweigeteilte Entwurf wurde von angehörenden Ausschußmitglie-
dern der Regierungskoalition in den federführenden Rechtsausschuß des 
Bundestages eingebracht und als „Beschlußempfehlung des Rechtsaus-
schusses" vom 8.11.20005 nach Auszug der CDU/CSU angehörenden Aus-
schußmitglieder beschlossen und dem Plenum zugeleitet, nachdem der 
Rechtsausschuß schon zuvor eine öffentliche Anhörung von Sachverstän-
digen durchgeführt hatte. Die Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
enthielt nicht nur die beschriebene Zweiteilung, sondern auch einige weni-
ge sachliche Änderungen in Einzelfragen, die teilweise auf die S.achver-
ständigenanhörung zurückgingen, teilweise Folge der Zweiteilung waren. 
Am 10.11.2000 stimmte das Plenum des Bundestages beiden Entwürfen 

Hausmann, FS, S. 241 
2 BGBl. 2001 1266 ff. 
3 BT-Drucks. 14/1259. 
4 BT-Drucks. 14/4545. 
5 BT-Drucks. 14/4545. 
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zu6. Der Bundesrat billigte in seiner 757. Sitzung vom 1.12.2000 den er-
sten Entwurf, also das LPartDisBG. Anträge auf Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses fanden nicht die erforderliche Mehrheit. Das LPart-
DisBG wurde am 16.2.2001 ausgefertigt und verkündet. Gemäß Art. 5 
LPartDisBG trat das Gesetz am ersten Tage des sechsten auf die Verkün-
dung folgenden Monats in Kraft, mithin am 1.8.2001. Es war jedoch länge-
re Zeit fraglich, ob das Gesetz wirklich in Kraft treten sollte. Die unionsre-
gierten Bundesländer Bayern, Sachsen und Thüringen hielten das Gesetz 
für unvereinbar mit dem verfassungsrechtlich garantierten Schutz von Ehe 
und Familie. Die bayerische und sächsische Staatsregierung stellten am 
11.7.2001 einen Eilantrag gemäß Art. 32 BVerfG, der das Inkrafttreten 
verhindern sollte7. Das Bundesverfassungsgericht entschied am 18.7.2001, 
daß die Eilanträge zulässig, aber unbegründet sind8. Das LPartDisBG 
konnte folglich am 1.8.2001 in Kraft treten. 

Am 17.7.2002 traf dann der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts 
seine endgültige Entscheidung. Das Gericht hielt die Anträge der sächsi-
schen und bayerischen Staatsregierung für unbegründet9. In einem ausführ-
lichen Urteil stellte der Senat fest, daß das LPartDisBG verfassungsmäßig 
ist10. 

Dem zweiten Entwurf, dem LPartGErgG, versagte der Bundesrat am 
1.12.2000 seine Zustimmung". Hier kam es zwar auf Antrag des Bundes-
tages zu einem Vermittlungsverfahren, doch blieb die Sitzung des Vermitt-
lungsausschusses am 7.2.2001 ohne Erfolg12. 

B. Gesetzliche Neuerungen 

I. Überblick 

Das LPartDisBG enthält - neben dem zentralen, 19 Paragraphen um-
fassenden LPartG - Änderungen diverser Vorschriften des ersten, zweiten, 
vierten und fünften Buches des BGB sowie zahlreiche Änderungen anderer 

6 BT-Plenarprotokoll 14/131, S. 12606 D - 12630 C. 
7 FAZv. 12.07.2001, S. 4. 
8 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 13, http://www.bverfg.de/; ausführlich 

zu der Entscheidung des BVerfG siehe unten S. 8 ff. 
9 BVerfG, 1 BvF 1/01 vom 17.7.2002, Absatz Nr. 45, http://www.BVerfG.de/. = BVerfG 

NJW 2002, 2543 ff. 
10 Ausfuhrliche Besprechung des Urteils siehe unten S. 12 ff. 
" BR-Prot. 757, S. 551 (D); Pressemitteilung des Bundesrates 198/2000 vom 1.12.2000. 
12 Pressemitteilungen des Bundesrates 6/2001 vom 7.2.2001: Die Beratungen des Vermitt-

lungsausschusses wurden vertagt und es wurde eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe einge-
setzt. 
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Bundesgesetze vom Strafprozeßrecht über das Zivilprozeß- und Vollstrek-
kungsrecht und das Personenstandsrecht bis hin zum Beamten-, Sozialhil-
fe-, Ausländer- und Steuerrecht. Nahezu alle Rechtsbereiche des privaten 
und öffentlichen Rechts, die sich in irgendeiner Weise mit der Ehe befas-
sen, wurden Gegenstand von Verweisungen, mehr oder weniger modifizie-
renden Parallelregelungen und Ergänzungen. Etwa 100 Gesetze und Ver-
ordnungen des Bundes waren tangiert13. 

IL Art. 17b EGBGB 

Von besonderem Interesse für diese Arbeit ist Art. 3 § 25 LPartDisBG, 
denn dieser beinhaltet eine Neuerung für das internationale Privatrecht. 
Gemäß Art. 3 § 25 LPartDisBG wurde auch eine Änderung des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vorgenommen. In das 
EGBGB wurde Art. 17b neu eingefügt. 

Ursprünglich war das Kollisionsrecht der eingetragenen Lebenspartner-
schaft in Art. 17a EGBGB geregelt. Kurze Zeit nach dem Inkrafttreten des 
LPartDisBG wurde der bisherige Art. 17a EGBGB jedoch durch eine ande-
re Kollisionsnorm mit der Überschrift „Ehewohnung und Hausrat" ver-
schoben14. Diese Änderung ist durch das Gesetz zur Verbesserung des zi-
vilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Er-
leichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung entstanden, 
das am 1.1.2002 in Kraft getreten ist15. Durch Art. 10 dieses Gesetzes wird 
der bisherige Art. 17a EGBGB in Art. 17b EGBGB geändert und ein neuer 
Art. 17a EGBGB eingeführt16. 

Durch Art. 17b EGBGB erteilt das geschriebene deutsche IPR Auskunft 
darüber, welches Recht auf eine eingetragene Lebenspartnerschaft anzu-
wenden ist. Bis zur Einführung von Art. 17b EGBGB enthielt das deutsche 
internationale Privatrecht keine gesetzliche Kollisionsnorm, die Sachver-
halte mit Bezug zu eingetragenen Partnerschaften regelte. Dies beruhte 
nicht auf einem Versäumnis des Gesetzgebers, sondern war vielmehr logi-
sche Folge des Fehlens von sachrechtlichen Vorschriften zu dieser Partner-
schaftsform17. Durch die Einführung des LPartG wurde folglich auch der 
Weg für den Erlaß einer entsprechenden Kollisionsnorm frei. 

13 Muscheler, Rn. 9. 
14 BGBl. I 2001, 3513, 3517: Art. 17a n.F. EGBGB geht auf das Gesetz zur Verbesserung 

des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichte-
rung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung vom 11.12.2001 zurück. 

15 BGBl. 1 2001,3513. 
16 Art. 17a EGBGB n.F: „Die Nutzungsbefugnis für die im Inland belegene Ehewohnung 

und den im Inland befindlichen Hausrat sowie damit zusammenhängende Betretungs-, 
Näherungs- und Kontaktverbote unterliegen den deutschen Sachvorschriften." 

17 Wagner, IPRax 2001, 288. 
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Die neue kollisionsrechtliche Regelung lautet wie folgt18: 
„Art. 17b. 

Eingetragene Lebenspartnerschaft. 
(1) Die Begründung, die allgemeinen und die güterrechtlichen Wir-

kungen sowie die Auflösung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft un-
terliegen den Sachvorschriften des Register führenden Staates. Auf die 
unterhaltsrechtlichen und die erbrechtlichen Folgen der Lebenspartner-
schaft ist das nach den allgemeinen Vorschriften maßgebende Recht anzu-
wenden; begründet die Lebenspartnerschaft danach keine gesetzliche Un-
terhaltsberechtigung oder kein gesetzliches Erbrecht, so findet Satz 1 ent-
sprechende Anwendung. 

(2) Artikel 10 Abs. 2 und Art. 17a'9 gelten entsprechend. Unterlie-
gen die allgemeinen Wirkungen der Lebenspartnerschaft dem Recht eines 
anderen Staates, so ist auf im Inland befindliche bewegliche Sachen § 8 
Abs. 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes und auf im Inland vorgenommene 
Rechtsgeschäfte § 8 Abs. 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes in Verbin-
dung mit § 1357 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit diese 
Vorschriften für gutgläubige Dritte günstiger sind als das fremde Recht. 

(3) Bestehen zwischen denselben Personen eingetragene Lebens-
partnerschaften in verschiedenen Staaten, so ist die zuletzt begründete Le-
benspartnerschaft vom Zeitpunkt ihrer Begründung an für die in Absatz 1 
umschriebenen Wirkungen und Folgen maßgebend. 

(4) Die Wirkungen einer im Ausland eingetragenen Lebenspartner-
schaft gehen nicht weiter als nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs und des Lebenspartnerschaftsgesetzes vorgesehen." 

C. Gang der Untersuchung 

Vor dem Hintergrund, daß das Bundesverfassungsgericht das LPart-
DisBG für verfassungsgemäß erklärt hat, ist eine Analyse des Art. 17b 
EGBGB von großer Bedeutung, denn diese Norm regelt einen völlig neuen 
familienrechtlichen Bereich des deutschen internationalen Privatrechts. Sie 
wird Ausgangspunkt und Grundlage jeglicher kollisionsrechtlicher Fragen 
im Zusammenhang mit eingetragenen Lebenspartnerschaften sein. 

Herauszufinden, ob die Norm alle Fragen und Probleme, die sich in diesem 
Zusammenhang stellen, einer sachgerechten Lösung zuführt, ist der Schwer-
punkt dieser Arbeit. Das Ziel der Abhandlung ist es - neben der Feststellung 

18 BGBl. 2001 I 266, 279. 
19 Der Verweis auf Art. 17a EGBGB wurde nachträglich durch das Gesetz zur Verbesse-

rung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Er-
leichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung eingefugt. 
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der allgemeinen Bedeutung des Art. 17b EGBGB - , herauszuarbeiten, wie die 
Brauchbarkeit als Kollisionsnorm des internationalen Privatrechts zu bewer-
ten ist, welche Anwendungsprobleme entstehen und welche Verbesserungs-
vorschläge dem Gesetzgeber gegebenenfalls zu empfehlen sind. 

In Teil 1 der Untersuchung wird zunächst der Schwerpunkt auf der ver-
fassungsrechtlichen Problematik liegen, die sich aufgrund sehr unter-
schiedlicher Ansichten in bezug auf die Verfassungsmäßigkeit des LPart-
DisBG stellt. 

Des weiteren wird eine kurze Bestandsaufnahme bezüglich des deut-
schen und ausländischen autonomen Rechts vorgenommen, bevor ab-
schließend auf die sich aus dem LPartDisBG ergebenden neuen Begriff-
lichkeiten eingegangen wird. 

Teil 2, der den Schwerpunkt der Untersuchung bildet, beschäftigt sich 
ausschließlich mit Art. 17b EGBGB und dessen Regelungsbereich. Auf-
bautechnisch wird dabei die durch Art. 17b EGBGB inhaltlich vorgegebe-
ne Reihenfolge eingehalten. 

Jedes Sachgebiet enthält über die Analyse des Art. 17b EGBGB hinaus-
gehend auch eine ausführliche Darstellung der einzelnen sachrechtlichen 
Reglungen der diversen europäischen Staaten. 



§ 2 Eilentscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Die Eilentscheidung des Bundesverfassungsgerichts' über das LPart-
DisBG wurde mit Spannung erwartet und war nicht zuletzt auch für das 
deutsche internationale Privatrecht von höchster Bedeutung, denn wären 
die Anträge begründet gewesen, wäre Art. 17b EGBGB nicht zum 1. 8. 
2001 in Kraft getreten. 

Gemäß § 32 BVerfGG kann das Bundesverfassungsgericht im Streitfall 
einen Zustand durch einstweilige Anordnung vorläufig regeln, wenn dies 
zur Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinderung von drohender Gewalt 
oder aus einem anderen wichtigen Grund zum gemeinen Wohl dringend 
geboten ist. Dabei haben die Gründe, die für die Verfassungswidrigkeit des 
angegriffenen Gesetzes vorgetragen werden, grundsätzlich außer Betracht 
zu bleiben2. 

Da die Anträge nicht unzulässig oder offensichtlich unbegründet waren, 
bedarf sowohl die Frage, ob das Zustandekommen des Gesetzes ohne Zu-
stimmung des Bundesrates und seine Abtrennung vom Regelungsgegen-
stand des noch nicht zustande gekommenen Lebenspartnerschaftsgesetzer-
gänzungsgesetzes als auch die Frage, ob das Gesetz mit Art. 6 I GG in 
Einklang steht und darüber hinaus noch weitere Grundrechtsverletzungen 
mit sich bringt, der Klärung im Hauptsacheverfahren. Beide Punkte lassen 
sich nicht ohne weiteres anhand der verfassungsrechtlichen Rechtspre-
chung oder mit Hilfe des rechtswissenschaftlichen Schrifttums eindeutig 
beantworten3. Das Normenkontrollverfahren hatte folglich einen offenen 
Ausgang. Dies mußte das Bundesverfassungsgericht bei seiner Eilent-
scheidung berücksichtigen. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfah-
rens muß das Bundesverfassungsgericht die Folgen, die eintreten würden, 
wenn eine einstweilige Anordnung nicht erginge, das Normenkontrollver-
fahren aber Erfolg hätte, gegenüber den Nachteilen abwägen, die entstün-
den, wenn die angegriffene Regelung außer Vollzug gesetzt, sich aber im 
Hauptsacheverfahren als verfassungsgemäß erweisen würde4. Dabei ist, 
wenn die Aussetzung des Vollzugs eines Gesetzes begehrt wird, ein be-

1 Urteil vom 18.7.2001: vgl. BVerfG NJW 2001, 2457 ff. 
2 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 14, http://www.bverfg.de/. 
3 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 17, http://www.bverfg.de/. 
4 StRspr: vgl. BVerfGE 91, 320, 326; BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 

15, http://www.bverfg.de/. 
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sonders strenger Maßstab anzulegen5. In seiner Entscheidung weist das 
BVerfG ausdrücklich darauf hin, daß es von seiner Befugnis, ein Gesetz 
außer Kraft zu setzen, nur mit größter Zurückhaltung Gebrauch machen 
darf, ist doch der Erlaß einer einstweiligen Anordnung gegen ein Gesetz 
stets ein erheblicher Eingriff in die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers6. 
Die Anrufung des Bundesverfassungsgerichts dürfe nicht zu einem Mittel 
werden, mit dem im Gesetzgebungsverfahren unterlegene Beteiligte das 
Inkrafttreten des Gesetzes verzögern können. 

A. Ansicht der Senatsmehrheit 

Der Erste Senat bezog in die Abwägung die im folgenden dargestellten 
ausschlaggebenden Punkte mit ein. Zunächst stellte er fest, daß bei einem 
Inkrafttreten des angegriffenen Gesetzes keine irreversiblen Nachteile für 
das Institut der Ehe zu erwarten sind7. 

Des weiteren sei das zur Prüfung gestellte Gesetz auch vollziehbar, 
denn die Länder sind nicht daran gehindert, in eigener Kompetenz hierzu 
Ausführungsgesetze zu erlassen. Weiterhin vertritt der Erste Senat die Auf-
fassung, daß unterschiedliche Ausführungsgesetze der Länder über die 
Zuständigkeit und das Verfahren hinsichtlich des Personenstandes der ein-
getragenen Partnerschaft nicht zu einem problematischen Mangel an 
Transparenz im Personenstandswesen führen. Landesbezogene Unterschie-
de seien vielmehr Ausdruck der grundgesetzlichen föderalen Kompetenz-
zuweisung8. 

Auch die Nachteile, die sich aus einer notwendig werdenden Rückab-
wicklung der aus dem LPartDisBG entstandenen Rechtsfolgen ergeben 
könnten, wenn in dem Hauptsacheverfahren die Verfassungswidrigkeit des 
Gesetzes festgestellt werden sollte, bewertete der Erste Senat nicht als 
Rechtfertigung für eine einstweilige Anordnung. Die Rechtsordnung stelle 
Regeln und Verfahren bereit, wie solche Probleme zu lösen sind, die auf 
unwirksamen privatrechtlichen Rechtsgeschäften, auf fehlerhaften Verwal-
tungsakten oder auf der Verfassungswidrigkeit von Gesetzen beruhen kön-
nen9. Diese Vorkehrungen verhindern nach Ansicht des Senats den Eintritt 
von Rechtsunsicherheit. Des weiteren stellt der Erste Senat zwar fest, daß 
bestimmte Rechtsfolgen, die das Gesetz vorsieht, bei ihrem Eintritt und 

5 BVerfGE 3, 41, 44; 83, 162, 171; BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 15, 
http://www.bverfg.de/. 

6 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 15, http://www.bverfg.de/. 
7 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 19, http://www.bverfg.de/. 
8 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 20 f., http://www.bverfg.de/. 
9 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 23, http://www.bverfg.de/. 
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Vollzug nicht mehr rückgängig gemacht werden, auch wenn sich das Ge-
setz als verfassungswidrig erweisen würde und nichtig wäre, jedoch be-
wertet er diese Nachteile nicht gewichtiger als diejenigen, die einträten, 
wenn die einstweilige Anordnung erginge, das Gesetz sich später jedoch 
als verfassungsgemäß erweise10. Dieses Abwägungsergebnis gilt auch für 
mögliche Nachteile in den Bereichen des Erbrechts, der Einbürgerung und 
der Zeugnisverweigerungsrechte11. 

B. Sondervotum 

Auffallig an der Entscheidung ist, daß drei Richter der Entscheidung des 
Senats nicht zustimmten12. Diese abweichende Meinung hielt die Anträge 
für begründet und den Erlaß einer einstweiligen Anordnung zur Abwehr 
einer Gefahr für das gemeine Wohl im Sinne des § 32 I BVerfGG für drin-
gend geboten13. Trotz einer übereinstimmenden rechtlichen Grundein-
schätzung kommen die drei Richter zu einer gegensätzlichen Bewertung 
für den konkreten Fall. Als problematisch erscheint der abweichenden 
Meinung insbesondere die Frage nach dem Fortbestand der bis dahin be-
gründeten Lebenspartnerschaften - vorausgesetzt, das Gesetz würde später 
für nichtig erklärt. Es sei unklar, ob der einmal begründete personenrecht-
liche Status ex nunc oder ex tunc entfiele. Darüber hinaus sei eine Rück-
abwicklung generell mit erheblichen Schwierigkeiten und unabsehbaren 
Folgen für den Rechtsverkehr verbunden14. 

Weiterhin stützt sich das Sondervotum darauf, daß den Betroffenen kei-
ne gesicherten Rechtspositionen entzogen würden15. Diese Auffassung, die 
ohne nähere Begründung vertreten wird, steht im Widerspruch zu der The-
se der Senatsmehrheit, die davon ausgeht, daß der Gesetzgeber den Begün-
stigten die Rechte schon mit der Verkündung des Gesetzes zuerkannt habe, 
so daß die einstweilige Anordnung zu einem Rechtsverlust und nicht zu 
einer bloßen Rechtsverhinderung führe16. 

10 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 25, http://www.bverfg.de/. 
" BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 25, http://www.bverfg.de/. 
12 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 32, http://www.bverfg.de/. 
13 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 32, http://www.bverfg.de/. 
14 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 35, http://www.bverfg.de/. 
15 BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 36, http://www.bverfg.de/. 
16 Vgl. BVerfG, 1 BvQ 23/01 vom 18.7.2001, Absatz Nr. 30, http:// www.bverfg. de/. 
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- einseitige 66, 276 
- selbständige 66 
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Kollisionsnormen, familienrechtliche 
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Kollisionsrecht 
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Lebenspartnerschaften 45 
kollisionsrechtliche Kontrolle Siehe 
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- Begriff 59 
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- Definition 57 
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- Namensvarianten 269 
- Regelungsmodelle 49 
- Schlüsselgewalt 283 
- Sorgerecht 113 
- Unterhaltsansprüche 221 
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E G B G B 71 
- Anknüpfung 333 
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73 
- direkte Anwendung des Art. 17b 
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- kollisionsrechtliche Behandlung 68 
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- Anknüpfung 87 
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Rechtsunsicherheit 9 
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Rechtswahl 288 
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- Anknüpfungspunkt 123 
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- erbrechtliche 229 
- formelle Voraussetzung 266 
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- eingetragene Lebenspartnerschaft 22 
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- erbrechtliche Folgen 241 
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- Kollisionsrecht 241 
- kollisionsrechtliche Regelungen 51 
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- Unterhalt 224 
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- IPR 241 
sorgerechtliche Befugnis Siehe 

Befugnis, sorgerechtliche 
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- Ausgestaltung 73 
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- entsprechende Anwendung des Art. 
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- Staatsverträge 304 
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Handlungsanweisung 310 
- Unstimmigkeiten 307 
- unterhaltsrechtliche Folgen 298 
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- Wirkungen 158 
Staatsangehörigkeitsprinzip 89 
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- bilateraler 63, 228 
- geschlossener 64 
- loi uniforme 64 
- multilateraler 63 
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- self-executing 64 
- vorrangiger 63 
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Standesbeamte 
- funktionelle Zuständigkeit 193 
- Hauptaufgabenkreis 193 
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Statutenwechsel 289 
Stellvertretung 94 
Steuerfreibetrag 251 
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Substitution 
- funktionelle Gleichwertigkeit 249 
- Maßstab 249 
- PACS 249 
- Systembegriff 249 
- Voraussetzungen 249 
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306 

Teilung, reaktive 14 
Testament, gemeinschaftliches 244, 256 
Testierfreiheit 38 
Türkei 227 

Ungleichbehandlung 
- Rechtfertigung 42 
Unteranknüpfung 246 
Unterhalt, nachpartnerschaftlicher 211 
Unterhaltsanspruch 
-Aufenthal ts recht 211 
- bei bestehender Lebenspartnerschaft 

221 
- bei Getrenntleben 222 
- gesetzlicher 214 
- HUÜ 212 
- Maßstab der Unbilligkeit 222 
- nachpartnerschaftlicher 223 
- Trennungsbegriff 222 
- Unzumutbarkeit einer 

Erwerbstätigkeit 224 
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- vertragliche Regelung 224 
Unterhaltspflicht 
- Definition 213 
- lebenspartnerschaftliche 36 
- nachpartnerschaftliche 36 
Unterhaltsrecht 
- Ehegatten 16 
- Lebenspartner 16 
unterhaltsrechtliche Folgen Siehe Folgen, 

unterhaltsrechtliche 

Verfassungsmäßigkeit 7 
- Aufteilung eines Gesetzesentwurfs 13 
- formelle 16 
- materielle 17 
Verfassungsrecht, kollidierendes 36 
Verfugung 
- erbvertragliche 228 
- testamentarische 228 
Verfügungen von Todes wegen 
- Begriff 232 
Verfügungsbeschränkungen 
- Qualifikation 126 
Vergleichbarkeit, funktionale 
- von Ehen und eingetragenen 

Lebenspartnerschaften 46 
Vermächtnis, gesetzliches 
- Qualifikation 246 
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Vermögensauseinandersetzung 128 
- nach Aufhebung der 

Lebenspartnerschaft 129 
Vermögensgemeinschaft 149 
- Zulässigkeit 150 
Vermögensspaltung, kollisionsrehtliche 

137 
Vermögenstrennung 143, 147 
Versorgungsausgleich 153 
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Vertragsautonomie 161 
Völkervertragsrecht 201 
Voraus 255 
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- Anknüpfung 90 
- Eheschließung 79 
Vorrang des ärgeren Rechts 236 
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- im Sinne von Art. 3 III EGBGB 136 
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- Anknüpfung 109 
- Begriff 109 
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- Anknüpfung 124 
- Aufhebung eines anderen 

Güterstandes 128 
- lebenspartnerschaftsvertragl i che 

Regelungen 129 
- Qualifikation 124 
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- Funktion 152 
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